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1. Textliche Festsetzungen

1.1 Art und Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)
Die im Geltungsbereich des Bebauungsplan liegenden Flurstücke werden als Sondergebiet
(SO) im Sinne des §1 Abs. 2 Nr. 12 i.V. m. Abs. 3 BauNVO, mit der Zweckbestimmung 
PV-Freiflächenanlage (§11 Abs. 2 Satz 1 BauNVO), festgesetzt.

Zulässig im SO-Gebiet sind:
- die Errichtung und der Betrieb von Photovoltaikanlagen zum Zwecke der Stromerzeugung
- die Errichtung technischer und baulicher Anlagen, die für die wirtschaftliche Betrieb der 
Photovoltaikanlagen erforderlich sind, wie Trafostationen, Batteriespeicher, etc.
- die Errichtung einer Einfriedung nach Maßgabe (s. Nr. 2.3)
Überbaubare Flächen, Baugrenze:
Die überbaubare Grundstücksfläche ist der Planzeichnung zu entnehmen. Innerhalb der 
festgesetzten Baugrenze darf gem. §23 Abs. 3 BauNVO gebaut werden. Nicht zulässig ist das
Errichten von Gebäuden mit Ausnahme von technischen Betriebsgebäuden 
(Trafostationen, Übergabeschutzstationen, Batteriespeicher, Wechselrichter). Die 
Grundfläche der möglichen Nebengebäude für betriebliche Zwecke darf einen Wert von    200
m2 nicht überschreiten. Die einzelnen Standorte sind nach betrieblichen 
Notwendigkeiten innerhalb der Sondergebietsfläche frei wählbar.
GRZ = maximal 0,5

1.2 Bauweise (§9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB)
Fest aufgeständerte Modultische mittels Rammfundamenten gegründet in Reihen.
Beschichtete Stahlprofile z.B. mit Magnelis zur Reduzierung des Zinkeintrags in den Boden
sind zu verwenden.
Die Reihen der Photovoltaikanlage sind der natürlichen Hangbewegung anzupassen.
Maximale Modulhöhe ist 3,50 m über natürlichem Gelände.
Der Bodenabstand zur Unterseite der Modulfläche beträgt mind. 80 cm.
Die maximale Wandhöhe technischer Betriebsgebäude wird auf 3,50 m über natürlichem
Gelände begrenzt.

2. Gestalterische Festsetzungen

2.1 Dachform, Dachneigung
Zulässige Dachform: Flach- oder Satteldach
Maximale Dachneigung: Flachdach 5°, Satteldach 33°

2.2 Dachdeckung
- Zink-/ Blei- und Kupferdeckung unzulässig

2.3 Einfriedungen
Zaunart: Das Grundstück ist mit einem verzinkten Maschendrahtzaun oder Stabgitterzaun,
plangemäß (innerhalb der Gehölzpflanzung) einzuzäunen.
Der Abstand zwischen Bodenoberfläche und Zaununterkante muss mindestens 15 cm
betragen. Der Zaun muß für Wildtiere bis Rehgröße durchgängig sein. Dies kann durch
geschweißte Metallrahmen von max. 90 cm Höhe und 100 cm Breite erfolgen, in denen im
Abstand von 20 cm Metallstäbe eingeschweißt sind.
Zaunhöhe: max. 2,50 m Höhe über Gelände
Zauntore: in Bauart der Zaunkonstruktion

3. Textliche Festsetzungen zur Grünordnung

1. Pflanzqualitäten und Umfang (§ 9 Abs. 1 Nr. 15 + 25 BauGB)

1.1 Allgemeines
Ausgewiesene Vegetationsflächen müssen den planlichen und textlichen Festsetzungen
angepasst werden. Das betrifft u.a. das Anlegen der Pflanzflächen, das Sichern und auch die
dauerhafte Erhaltung und Pflegen der bepflanzten Flächen
Nachpflanzungen müssen dem Grünordnungsplan mit den geforderten Qualitäten 
entsprechen

1.2 Vollzugsfrist
Pflanzmaßnahmen und Einsaaten auf der Eingriffsfläche sind in der dem Bauende folgenden
Pflanzperiode durchzuführen oder müssen spätestens ein Jahr nach der Fertigstellung der

Anlagen fachgerecht abgeschlossen werden.

1.3 Bestandsicherung
Vorhandene Baum- und Pflanzbestände (generell Vegetationsbestände) sind zu erhalten,
pflegen und vor Schäden zu schützen

2. Gehölzpflanzungen, Randeingrünung (Maßnahme E1 und E1-1)

Für die festgesetzten Gehölzpflanzungen ist autochthones, zertifiziertes Pflanzmaterial gemäß
eab aus dem Herkunftsgebiet zu verwenden. Die Pflanzen für die festgesetzten Gehölzflächen
sind aus der beigefügten Liste auszuwählen.
Bestehende Gehölze dürfen nicht gerodet werden und sind zu schützen.
Anpflanzung entlang der Straße sind im Einvernehmen mit den staatlichen Bauamt Freising -
Servicestelle, München (Sachgebiet S15) vorzunehmen. Bei der Anpflanzung von Bäumen
sind die kritischen Abstände gemäß den „Richtlinien für passiven Schutz an Straßen durch
Fahrzeug Rückhaltesysteme“ RPS einzuhalten.

Es sind folgende Mindestpflanzqualitäten zu verwenden:
Sträucher 3-5 Triebe, 60-100cm, in Hecke E1-1 Mindesthöhe 3,5 m
Bäume als Heister, 2xv, 150-200cm, in Hecke E1-1 Mindesthöhe 3,5 m
Die Sträucher sind jeweils gruppenweise in Gruppen von 2-5 Exemplaren je Art zu pflanzen.
Der Baumanteil beträgt mind. 20%.
Pflanzweite in Gehölzpflanzungen: 1,0 - 1,5m.
Insgesamt sind mindestens 7 verschiedene Gehölzarten zu verwenden.
Die angestrebte Gehölzentwicklung ist durch geeignete Maßnahmen der Entwicklungspflege
sicherzustellen. Hoher Konkurrenzdruck durch Gräser, Ruderalpflanzen ist durch Mahd oder
Mulchung der Flächen zu reduzieren.
Festgesetzte Gehölze sind dauerhaft zu erhalten und bei Abgang gleichwertig zu ersetzen.
Die Pflanzung ist spätestens in der Pflanzperiode nach Errichtung der Anlage fertigzustellen.
Ein plenterartiger Rückschnitt der Hecke ist frühestens nach 10-15 Jahren im Turnus (max. 10
m Länge) und auf maximal ein Drittel der Gesamtlänge zulässig. Im Bereich E1-1 Mindesthöhe
von 4,0m beim Rückschnitt. Zur Vermeidung der Beeinträchtigungen von Nestern und
Nestlingen sind erforderliche Maßnahmen des Gehölzrückschnitts außerhalb der Vogelbrutzeit
durchzuführen (also keine Maßnahmen vom 01.03. bis 30.09.).
Zu verwendende Gehölzarten:

Sträucher:
Cornus sanguinea Hartriegel
Corylus avellana Hasel
Crataegus laevigata Zweigrifflinger Weißdorn
Euonymus europaeus Pfaffenhütchen
Frangula alnus Faulbaum
Lonicera xylosteum Heckenkirsche
Ligustrum vulgare Liguster
Prunus spinosa Schlehe
Rhamnus catharticus Kreuzdorn
Rosa canina Hunds-Rose
Salix caprea Sal-Weide
Sambucus nigra Holunder
Viburnum lantana Wolliger Schneeball
Viburnum opulus Gewöhnlicher Schneeball

Bäume:
Acer platanoides Spitz-Ahorn
Acer campestre Feld-Ahorn
Betula pendula Sandbirke
Carpinus betulus Hainbuche
Prunuavium Vogel-Kirsche
Prunus padus Gewöhnliche Traubenkirsche
Pyrus communis Wild-Birne
Quercus robur Stiel-Eiche
Sorbus aucuparia Eberesche
Tilia platyphyllos Sommerlinde
Ulmus minor Feld-Ulme

Unzulässige Pflanzenarten (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)
Landschaftsfremde und hochwüchsige Pflanzenarten (auffällige Laub- und Nadelfärbung,
ausgefallene Wuchsform), wie zum Beispiel Edelfichten, Zypressen, Thujen, Trauerformen und
Hängeformen in jeglicher Art dürfen nicht gepflanzt werden.

3. Wiesenflächen, gekennzeichnet mit E2 (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB)
Neuansaaten sind mit standortgerechtem autochthonem Pflanz- und Saatgut, mit
entsprechenden Kräutern und Staudenanteil als auch mit blühenden Pflanzenarten
auszuführen und zu pflegen.
Die Ansaat erfolgt, wenn möglich durch Aufbringen von samenhaltigem Heumulch-/
Heudruschmaterial aus dem Gemeindebereich. Die Spenderfläche muss mindestens den

Kriterien einer artenreichen Flachlandmähwiese (LRT6510) entsprechen und frei von
Neophyten sein.
Sollte keine geeignetes Material zur Verfügung stehen, ist eine Ansaat mit Regiosaatgut
durchzuführen.
In den ersten 5 Jahren ist zur Ausmagerung eine 2-3-malige Mahd durchzuführen.
Zielzustand: G 212 GU 651 L- arten- und blütenreiche Mähwiese, Pflege der Flächen mit
2-schüriger Mahd, der erste Schnitt nicht vor dem 15.06. des Jahres, unter Verwendung von
insektenfreundlichem Mähwerk und Schnitthöhe, alternativ Beweidung mit 0,8 bis 1 GVE/ha,
Wiesensaum mit alternierender, 50% Mahd im Herbst
Das Mahdgut ist abzuführen. Auf Düngung und Pflanzenschutzmittel ist zu verzichten.
Im Falle einer Beweidung der Fläche ist diese nach den Grundsätzen der Extensivbeweidung
zu bewirtschaften. Weiter ist das mit dem Veterinäramt abzustimmen, um eine
standortangepasste Beweidung zu gewährleisten (Weidetiere und Dichte). Zudem sind die
Vorgaben des Landesamtes für Umwelt zur wolfsabweisenden Zäunung bei einer Beweidung
der Anlage zu beachten und einzuhalten.

4. Wiesensaum (E3)
Die Begrünung des Saumstreifens erfolgt durch Aufbringen von samenhaltigem Heumulch-/
Heudruschmaterial aus dem Gemeindebereich.
Die Spenderfläche muss mindestens den Kriterien einer artenreichen Flachlandmähwiese
(LRT6510) entsprechen und frei von Neophyten sein. Die Spenderfläche ist mit der Unteren
Naturschutzbehörde abzustimmen. Sollte keine geeignetes Material zur Verfügung stehen, ist
eine Ansaat mit Regiosaatgut durchzuführen.
In den ersten 5 Jahren ist zur Ausmagerung eine 2-3-malige Mahd durchzuführen.
Anschließend ist der Saum einmal pro Jahr im Herbst (September) zu mähen.
Je Mähgang sind 10% der Fläche als Rückzugsbereich zu belassen (rotierender
Brachestreifen). Das Mähgut ist abzutransportieren. Auf eine Düngung ist zu verzichten.
Wiesensaum mit alternierender, 50% Mahd im Herbst.
Schlegeln oder Mulchen sind nicht zulässig.

5. Zufahrten (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)
Grundstückszufahrten und Feldwege sind versickerungsfähig zu gestalten. Darüber hinaus
müssen die Zufahrten zur Bewirtschaftung der umliegenden landwirtschaftlichen Flächen
weiterhin uneingeschränkt (Breite, Tragfähigkeit, Kurvenradien) sichergestellt werden.

6. Sicherstellen von Pflanzräumen:
Folgende Pflanzräume sind sicher zu stellen:
Gehölze:  20 bis 30 cm
Kleinbäume:  150 x 150 x 80 cm

7. Grenzabstände:
Die Grenzabstände sind gemäß den gesetzlichen Bestimmungen einzuhalten:
Zu landwirtschaftlichen Grundstücken:
0,5 m bei Sträuchern bis zu einer Wuchshöhe von maximal 2,0 m
2,0 m bei Einzelbäumen und Heistern, sowie Sträuchern über 2,0 m

8. Rückbauverpflichtung und Folgenutzung (gemäß §9 Abs. 2 BauGB):
8.1 Die im Geltungsbereich dieses Bebauungsplanes zulässigen baulichen Anlagen und
Nutzungen sind bis zur dauerhaften Nutzungseinstellung (Energieerzeugung und/oder
Einspeisung) zulässig.
8.2 Nach Nutzungsaufgabe der Photovoltaikanlage ist die Anlage vollständig rückzubauen. Der
Rückbau umfasst sämtliche baulichen Anlagen einschließlich, Fundamente, Versiegelungen
sowie technischer Infrastruktur. Der ursprüngliche Zustand ist wiederherzustellen. Nach
Durchführung des Rückbaus ist wird die Fläche der Landwirtschaft zurückgeführt. Als
Folgenutzung wird „Fläche für die Landwirtschaft“ festgesetzt.
8.3 Zur Sicherstellung der Rückbauverpflichtung ist eine Sicherheitsleistung zu erbringen. Art,
Höhe und Ausgestaltung der Sicherheitsleistung werden im Durchführungsvertrag (§12 Abs. 1
Satz 1 BauGB) geregelt.“

9. Maßnahmen zur Vermeidung
Beim Bau der PV-Anlage in der Kernfläche Bauzeitenbeschränkung:
V1: Bauausführung nur von Oktober bis Februar
Randbereiche Heckenpflanzungen und Einzäunung:
V2: Vergrämung durch präventive Mahd im Februar

V3: Beseitigung von Laichpotential im März
V4: Baubegleitende Absuche im März/April
V5: Vermeidung von Fallenwirkung
V6: Lagerungsverbot

10. Maßnahmen zur Sicherung der ökologischen Funktionalität
CEF-V1: Schaffung von Ersatzlebensräumen
Eine detailierte Auflistung der Maßnahmen von 9. und 10. befindet sich im
Artenschutzrechtlichen Gutachten Amphibien SO PV-Freiflächenanlage Pfettrach III der Flora +
Fauna Partnerschaft, Bodenwöhrstr. 18a, 93055 Regensburg, vom Mai 2026.

4.Textliche Hinweise

4.1 Landwirtschaft
Das Plangebiet ist von landwirtschaftlich genutzten Flächen umgeben. Sämtliche Emissionen
wie z.B. Verschmutzung, Staub und Steinschläge auf Modulen sind entschädigungslos zu
dulden.
Eine Haftung der angrenzenden Land- und Forstbewirtschafter ist im Rahmen der
ordnungsgemäßen Bewirtschaftung ausgeschlossen.
Dies kann in Form einer Haftungsfreistellung geschehen, in welcher der Betreiber für sich und
seine Rechtnachfolger auf jeglichen Haftungsanspruch verzichtet, sofern infolge von land- und
forstwirtschaftlichen Emissionen Schaden am Solarpark entsteht. Grundsätzlich ist eine
ordnungsgemäße Land- und Forstwirtschaft auf den der Photovoltaikanlage benachbarten
Flächen von Seiten des Betreibers zu dulden.

4.2 Wasserwirtschaft
Das von zulässigen Wirtschaftsgebäuden, Modulen und/ oder Wegerschließungen anfallende
unverschmutzte Oberflächenwasser ist unter Beachtung der technischen Regelwerke und
Anforderungen innerhalb des Geltungsbereiches breitflächig zu versickern (z.B. breitflächige
Ableitung in benachbarte Grünflächen).
Eine Reinigung der Module ist nur mit biologisch abbaubaren Reinigungsmitteln zugelassen.
Baugeräte und Maschinen dürfen in gewässernahem Bereich nicht getankt, 
gereinigt oder gewartet werden.

4.3 Elektromagnetische Felder
Elektrische Installationen innerhalb und zum Abschluss der Anlage sind so auszuführen, dass
hinsichtlich auftretender elektromagnetischer Felder die Schutz- und Vorsorgewerte der 26.
BlmSchV eingehalten werden.

4.4 Flurschäden
Die öffentlichen Feld- und Waldwege, die durch die Baumaßnahme beansprucht werden, sind
durch den Betreiber in Absprache mit der Gemeinde Attenkirchen in ursprünglichen Zustand
wieder herzustellen.

4.5 Brandschutz
Flächen und Zufahrten für die Feuerwehr muss DIN 14090 entsprechend gestaltet und
ausgeführt werden. Jegliche baulichen Anlagen müssen über befestigte Straßen und / oder
Wege für die Feuerwehr erreichbar sein.
Löschwasserversorgung (Art. 1 Abs. 2 Satz 2 BayFwG):
Steht kein Hydrantennetz nach den Technischen Regeln des Deutschen Vereins des Gas- und
Wasserfaches e.V. (DVGW) - Arbeitsblätter W 331 und W 405 - zur Verfügung, sind in der
Alarmierungsplanung geeignete wasserführende Fahrzeuge einzuplanen. Ggf. können zusätzliche
Fahrzeuge mit Sonderlöschmitteln oder Sondergeräten erforderlich sein. Details hierfür sind mit dem
Kreisbrandrat (fsland1@kfv-freising.de) festzuglegen.
Sollten in die PV-Anlage, auch im späteren Verlauf, Batteriespeicher integriert werden, sind geeignete
Maßnahmen mit dem Kreisbrandrat abzusprechen.
Flächen für die Feuerwehr (Art. 5 BayBO):
Sofern die Befahrbarkeit für Feuerwehrfahrzeuge mit einem zul. Gesamtgewicht von 16 t (Achslast bis
10 t) über die zum Bau erforderlichen Zufahrtswege und Aufstellflächen sichergestellt ist und diese
bestehen bleiben sowie unterhalten werden, kann auf Flächen für die Feuerwehr nach der Richtlinie
über die Flächen für die Feuerwehr verzichtet werden.
Sollte dies nicht der Fall sein, sind Details im Einvernehmen mit der örtlichen Feuerwehr und der
Brandschutzdienststelle festzulegen.
Kontaktdaten Ansprechpartner:
Damit die Feuerwehr im Schadensfall einen Ansprechpartner kontaktieren kann, sind am Zufahrtstor
deutlich und dauerhaft die Kontaktdaten eines Verantwortlichen für die bauliche Anlage anzubringen.
Die Kontaktdaten sind stets aktuell zu halten und allen Beteiligten mitzuteilen.
Feuerwehrpläne:
Wegen der Besonderheit dieser Anlagen sollten die notwendigen Informationen unter Berücksichtigung
der VDE 0132 in einem Merkblatt, einem Übersichtsplan, sowie einer Objektinformation (nach DIN
14095) vom Betreiber in Absprache mit der zuständigen Brandschutzdienststelle zusammengefasst und
der örtlichen Feuerwehr zur Verfügung gestellt werden. Im Übersichtsplan sollte auch die
Leitungsführung zu allen Wechselrichtern und von dort bis zum Übergabepunkt des
Energieversorgungsunternehmens erkennbar sein.
Zugänglichkeit:
Damit der Feuerwehr im Schadensfall ein gewaltfreier Zugang zum Gelände möglich ist, kann in
Absprache mit der Brandschutzdienststelle ein Feuerwehr-Schlüsseldepot Typ 1 (nicht VdS-anerkannt)
oder eine Tandemschließung am Zufahrtstor vorgesehen werden.
Datenversorgung Integrierte Leitstelle Erding:
Für die Datenversorgung im Einsatzleitsystem der ILS-Erding, sind der Brandschutzdienststelle ca. 4
Wochen vor Baubeginn, eine eindeutige Anschrift oder Flächenbezeichnung, sowie Kontaktdaten des
Betreibers mitzuteilen. Die Kontaktdaten sind stets aktuell zu halten und allen Beteiligten mitzuteilen.

4.6 Abgrabungen und Aufschüttungen
Veränderungen im natürlichen Gelände als Abgrabung oder Aufschüttung sind nicht geplant.
Zulässig sind Aufgrabungen für die Erdkabel und Aufgrabungen für die Fundamente der
Nebenanlagen.
Geländeunterschiede sind als natürliche Böschungen auszubilden. Bei evtl. erforderlichen
Aushubarbeiten wird eine fachliche Baubegleitung empfohlen, die das anstehende Erdreich
organoleptisch beurteilen kann.

4.7 Erschließung
Zur Erschließung der Flächen, West und Ost ist eine Anbindung an die Bundesstraße 301
vorgesehen. Dies stellt eine Nutzung der Bundesstraße über den Gemeingebrauch hinaus im
Sinne des § 8 FStrG dar. Für die Dauer der Bauarbeiten ist daher rechtzeitig vor Beginn des
Vorhabens eine Sondernutzungserlaubnis beim staatlichen Bauamt Freising zu beantragen.
Die Ausführung der Zufahrt muss den Anforderungen an Sicherheit und Ordnung sowie den
anerkannten Regeln der Technik entsprechen. Sichtdreiecke so wie die Schleppkurven für das
maßgebliche Bemessungsfahrzeug sind nachzuweisen. Technische Details wie Länge und
Breite der befestigten Zufahrt werden im Antragsverfahren festgelegt. Wir bitten um eine
frühzeitige Abstimmung. Darüber hinaus und erforderliche verkehrsrechtliche Maßnahmen
rechtzeitig mit der unteren Verkehrsbehörde und der Polizei abzuklären. Sollte nach Abschluss
der Bauarbeiten weiterhin eine Zufahrt von der Bundesstraße 301 vorgesehen sein, ist auch
hierfür eine Sondernutzungserlaubnis zu beantragen.

4.8 Vermessung vor Baubeginn
In Ihrem Verfahrensgebiet sind die Grenznachweise nur mit ungenauen Maßzahlen vorhanden.
Lediglich das Flurstück 136 der Gemarkung Attenkirchen verfügt über einen eindeutigen
Grenznachweis zum angrenzenden Flurstück 135. Dies kann Auswirkungen auf die genaue
Lage und Größe Ihrer geplanten Maßnahmen (z.B. Abstandsflächen, Schutzstreifen,
Ausgleichsflächen, etc.) haben. Vor Baubeginn muß eine amtliche Vermessung durchgeführt
werden.

4.9 Bodenschutz
Die Zufahrten zu den angrenzenden Flächen müssen gewährleistet bleiben bzw. sichergestellt
werden. Eventuell weitere geplante Bepflanzungen entlang von Feldwegen müssen so
gestaltet werden, dass diese auch weiterhin mit landwirtschaftlichen Großmaschinen
ungehindert befahren werden können.

4.10 Bodendenkmäler
Bodendenkmalpflegerische Belange:
Derzeit sind im Bereich des Vorhabens keine Bodendenkmäler bekannt. Mit der Auffindung bislang
unentdeckter ortsfester und beweglicher Bodendenkmäler (Funde) ist jedoch jederzeit zu rechnen.
Wir weisen darauf hin, dass eventuell zu Tage tretende Bodendenkmäler der Meldepflicht an das
Bayerische Landesamt für Denkmalpflege oder die Untere Denkmalschutzbehörde gemäß Art. 8 Abs.
1-2 BayDSchG sowie den Bestimmungen des Art. 9 BayDSchG in der Fassung vom 23.06.2023
unterliegen.
Art. 8 (1) BayDSchG:
Wer Bodendenkmäler auffindet ist verpflichtet, dies unverzüglich der Unteren Denkmalschutzbehörde
oder dem Landesamt für Denkmalpflege anzuzeigen. Zur Anzeige verpflichtet sind auch der
Eigentümer und der Besitzer des Grundstücks sowie der Unternehmer und der Leiter der Arbeiten, die
zu dem Fund geführt haben. Die Anzeige eines der Verpflichteten befreit die übrigen. Nimmt der Finder
an den Arbeiten, die zu dem Fund geführt haben, aufgrund eines Arbeitsverhältnisses teil, so wird er
durch Anzeige an den Unternehmer oder den Leiter der Arbeiten befreit.
Art. 8 (2) BayDSchG:
Die aufgefundenen Gegenstände und der Fundort sind bis zum Ablauf von einer Woche nach der
Anzeige unverändert zu belassen, wenn nicht die Untere Denkmalschutzbehörde die Gegenstände
vorher freigibt oder die Fortsetzung der Arbeiten gestattet.
Treten bei o. g. Maßnahme Bodendenkmäler auf, sind diese unverzüglich gem. o. g. Art. 8 BayDSchG
der Unteren Denkmalschutzbehörde und dem BLfD zu melden.
Bewegliche Bodendenkmäler (Funde) sind unverzüglich dem BLfD zu übergeben (Art. 9 Abs. 1 Satz 2
BayDSchG).
Für allgemeine Rückfragen zur Beteiligung des BLfD im Rahmen der Bauleitplanung stehen wir
selbstverständlich gerne zur Verfügung.
Fragen, die konkrete Belange der Bau- und Kunstdenkmalpflege oder Bodendenkmalpflege betreffen,
richten Sie ggf. direkt an den für Sie zuständigen Gebietsreferenten der Praktischen Denkmalpflege
(www.blfd.bayern.de).

4.11Hochspannungsleitung Tennet
Es dürfen keine Arbeiten unter dem Schutzbereichs der neben des Geltungsbereichs liegenden
Freileitung erfolgen. Sofern im Schutzbereich Arbeiten verrichtet werden ist die TenneT TSO
GmbH zu beteiligen.

E3

E3

E1

E2

E1

E2

cut-out 200x100

pr
es

su
re

 re
lie

f

+H
02

520

1W1V1U

2U 2V 2W2N

87
5

ø 80

350

95

Reihenzwischenabstand: von 3,00 m bis zu 6,50 m, Ø 4,00 m
Modulaufstellwinkel: 20°
Sonnenwinkel: 18,04°
Azimut: 0° und -2,3°
Anzahl Module: 13.496 Stück;

Leistung TF 3: 9,60 MWp

Geltungsbereich: 91.833 m²
Umzäunte Fläche E2: 83.579 m²
Bebaute Fläche: 39.980 m²
GRZ: 0,44

Gemarkung: Pfettrach
Feld West:
158, 159, 160, 161, 162, 163, 166, 167, 168, 169, 170, 171, 172, 173,
174 Weg
Gemarkung Attenkirchen
Feld Ost: 136, 137

PV

Maßstab 1:100

120600
Meter

1:2000

60

151.313

E1-1

E1-1

1. Der Gemeinderat Attenkirchen hat in der Sitzung vom 28.07.25 gemäß § 2 Abs. 1
BauGB die Aufstellung des Bebauungsplans beschlossen. Der 
Aufstellungsbeschluss wurde am 31.10.25 ortsüblich bekannt gemacht.

2. Die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB mit öffentlicher
Darlegung und Anhörung für den Vorentwurf des Bebauungsplans in der Fassung
vom 22.09.25 hat in der Zeit vom 03.11.25 bis 05.12.25 stattgefunden.

3. Die frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange
gemäß § 4 Abs. 1 BauGB für den Vorentwurf des Bebauungsplans in der Fassung
vom 22.09.25 hat in der Zeit vom 03.11.25 bis 05.12.25 stattgefunden.

4. Zu dem Entwurf des Bebauungsplans in der Fassung vom 20.07.26 wurden die 
Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB in der
Zeit vom [Datum] bis [Datum] beteiligt.

5. Der Entwurf des Bebauungsplans in der Fassung vom 20.07.26 wurde mit der 
Begründung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom [Datum] bis [Datum] im 
Internet veröffentlicht. Zusätzlich zur Veröffentlichung im Internet wurden folgende
andere leicht zu erreichende Zugangsmöglichkeiten vorgehalten (z.B. Lesegeräte) im
Rathaus / in der Gemeindeverwaltung, Zimmer [Raumbezeichnung], Anschrift:
[Adresse], während folgender Zeiten [Werktage, Stunden] bereitgestellt. Die 
Unterlagen wurden über das zentrale Internetportal des Landes zugänglich 
gemacht.

6. Die Gemeinde Attenkirchen hat mit Beschluss des 
Gemeinderats vom [Datum] den Bebauungsplan gem. § 10 Abs. 1 BauGB in der 
Fassung vom [Datum] festgestellt.

Gemeinde Attenkirchen, den [Datum]

Bürgermeister Matthias Kern                                       (Siegel)

7. Das Landratsamt Freising hat den Bebauungsplan mit Bescheid vom [Datum], 
AZ ..................... gemäß § 10 Abs. 2 BauGB genehmigt.

Landratsamt Freising, den [Datum]

Unterzeichner/-in ..............................                                      (Siegel 
Genehmigungsbehörde)

8. Ausgefertigt
Gemeinde Attenkirchen, den [Datum]

Bürgermeister Matthias Kern                                       (Siegel)

9. Die Erteilung der Genehmigung des Bebauungsplans wurde am [Datum] gemäß § 10
Abs. 3 HS 1 BauGB
oder
Der Satzungsbeschluss zu dem Bebauungsplan wurde am [Datum] gemäß § 10 Abs.
3 S. 1 HS 2 BauGB ortsüblich bekannt gemacht. Der Bebauungsplan mit 
Begründung und zusammenfassender Erklärung wird seit diesem Tag zu den 
üblichen Dienststunden in der Gemeinde zu jedermanns Einsicht bereitgehalten und
über dessen Inhalt auf Verlangen Auskunft gegeben. Der Bebauungsplan ist 
damit in Kraft getreten. Auf die Rechtsfolgen des § 44 Abs. 3 S. 1 und 2 sowie Abs. 4
BauGB und die §§ 214 und 215 BauGB wurde in der 
Bekanntmachung hingewiesen.

Gemeinde Attenkirchen, den [Datum]

Bürgermeister Matthias Kern                                       (Siegel)
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